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Aufgabe Gemeindenachrichten am 14.1.2019 erscheint am 18.1.2019 

 
Nächste Grüngutabfuhr 
 
Die nächste Grüngutabfuhr findet am Montag, 18. Februar 2019, statt. Die Sammeltour 
beginnt um 10 Uhr, das Sammelgut ist in grünen Kunststoffcontainern oder in Bündeln, 
max. 1.50 m lang und 20 kg schwer, bereitzustellen. Bitte verwenden Sie recycelbare 
Schnüre. Besten Dank! 
 
 
Jahresstatistik 2018; Betreibungsamt Mutschellen-Kelleramt 
(in Klammern sind die Vorjahreszahlen ersichtlich) 
 
Am 1. Januar 2017 startete das Regionale Betreibungsamt Mutschellen-Kelleramt. Die 
«Statistischen Zahlen» können deshalb erstmals mit dem Vorjahr verglichen werden. Die 
Vorjahreszahlen finden sich in den Klammervermerken. 
 
Die Gesamtzahl der eingegangenen Betreibungs-, Fortsetzungs- und Verwertungsbe-
gehren (inklusive Abreiseanzeigen/Zurückweisungen) beläuft sich auf 3‘680 (4‘119 / Vor-
jahreszahlen 2017 in Klammern). Die eingeleiteten Betreibungen beliefen sich auf 2‘061 
(2‘516). Von den eingeleiteten Betreibungen waren 1‘850 (2‘248) auf Pfändung oder Kon-
kurs, auf Grundpfand 6 (4) und auf Faustpfand 0 (0), 205 (264) Betreibungen wurden 
zurückgewiesen. 192 (232) Rechtsvorschläge wurden erhoben und aus dem Betrei-
bungsregister 1‘679 (1‘894) Auskünfte erteilt. Das Total der in Betreibung gesetzten For-
derungen beträgt CHF 14‘489‘592.65 (9‘824‘809.63). 
 
165 (165) Betreibungsbegehren mussten für die Einwohnergemeinden (Finanzverwaltun-
gen) Rudolfstetten-Friedlisberg, Arni, Oberwil-Lieli und Unterlunkhofen eingeleitet wer-
den. Die Forderungssumme beläuft sich auf CHF 921‘621.45 (812‘804.16). Die Gemein-
den erhielten vom Betreibungsamt 67 (58) Verlustscheine im Betrag von CHF 406‘205.41 
(656‘529.27). 
 
Konkursandrohungen wurden 29 (45) versandt. Insgesamt vollzog das Betreibungsamt 
1‘201 (1‘135) Pfändungen. 
 
Die Gesamtzahl der ausgestellten Verlustscheine infolge fruchtloser Pfändung oder nach 
Ablauf des Lohnpfändungsjahrs belief sich auf 834 (773). 46 (56) Rechtshilfegesuche 
wurden behandelt. 
 
 
 


